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Synopse; 

LSG AUR – 31  (Entwurf) / LSG AUR – 29 (rechtskräftig) 
 

Entwurf 

 

Landschaftsschutzgebietsverordnung AUR 31 

“Westermarsch” 

 

 rechtskräftig 

 

Landschaftsschutzgebietsverordnung AUR 29 

“Ostfriesische Seemarschen zwischen Norden 

und Esens” 

 
 

Landschaftsschutzgebietsverordnung 

„Westermarsch" (LSG AUR — 31) 

 

 

Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 

„Westermarsch" (im Weiteren als LSG-VO bezeich-

net) im Landkreis Aurich 

 

 

Aufgrund des § 26 des Gesetzes zur Neuregelung 

des Rechts des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege, Artikel 1 „Gesetz über Naturschutz und 

Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz 

BNatSchG)" vom 29.07.2009 (Bundesgesetzblatt, 

Jg. 2009, Nr. 51, S. 2542 ff.) in Verbindung mit § 19 

des Gesetzes zur Neuordnung des Naturschutz-

rechts, Artikel 1 „Niedersächsisches Ausführungsge-

setz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)" 

vom 19. Februar 2010 (Niedersächsisches Gesetz- 

und Verordnungsblatt 2010, S. 104) sowie gemäß § 

32 BNatSchG i. V. m. § 25 NAGBNatSchG wird ver-

ordnet: 

 

 

§ 1 

Landschaftsschutzgebiet 

 

(1) Das in § 2 näher bezeichnete Gebiet wird zum 

Landschaftsschutzgebiet (LSG) mit der Bezeichnung 

"Westermarsch" erklärt. 

 

 

 

 

 

(2) Das LSG liegt in der Gebietskörperschaft der 

Stadt Norden (Landkreis Aurich) 

 

 

(3) Eine Übersicht über die Grenzen des Land-

schaftsschutzgebietes gibt die Übersichtskarte im 

Maßstab 1:25.000. Die genaue Grenze des Land-

schaftsschutzgebiets ergibt sich aus der maßgebli-

chen Detailkarte im Maßstab 1:10.000. Die Schutz-

gebietsgrenze verläuft entlang der Innenkante der in 

den Karten dargestellten roten Abgrenzungslinie.   

 

(4) Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. 

Ortslagen, Geltungsbereiche von Bebauungsplänen 

sowie Abgrenzungssatzungen gemäß § 34 (4) Bau-

gesetzbuch (BauGB) sind von der Verordnung aus-

genommen und entsprechend den maßgeblichen 

Karten ausgegrenzt und nicht Teil des Landschaft-

sschutzgebietes. Einzelne Hofstellen bzw. Haus-

grundstücke sind aus kartographietechnischen 

Gründen nicht gesondert ausgegrenzt. Sie sind 

ebenfalls von der Verordnung ausgenommen. Das 

LSG hat eine besondere Bedeutung für die Brutvo-

gelarten Weißsterniges Blaukehlchen und Schiff-

rohrsänger sowie die Gastvogelarten Goldregenpfei-

fer, Kiebitz und Nonnengans. 

 

 

 

Landschaftsschutzgebietsverordnung 

„Ostfriesische Seemarsch zwischen Norden und 

Esens“ (LSG AUR – 29) 

 

Verordnung vom 22.09.2011 über das Landschaft-

sschutzgebiet „Ostfriesische Seemarsch zwischen 

Norden und Esens“ für den Bereich der Stadt Nor-

den, der Samtgemeinde Hage, Gemeinde Dornum, 

Gemeinde Großheide im Landkreis Aurich. 

Aufgrund des § 26 des Gesetzes zur Neuregelung 

des Rechts des Naturschutzes und der Lanschafts-

pflege, Artikel 1 „Gesetz über Naturschutz und 

Landschaftspflege Bundesnaturschutzgesetz 

BNatSchG) vom 29.07.2009“ (Bundesgesetzblatt, 

Jg. 2009, Nr. 51, S. 2542 ff.) in Verbindung mit § 19 

des Gesetzes zur Neuordnung des Naturschutz-

rechts, Artikel 1 „Niedersächsisches Ausführungsge-

setz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)“ 

vom 19. Februar 2010 (Niedersächsisches Gesetz- 

und Verordnungsblatt 2010 S. 104 ff.) sowie nach § 

32 BNatSchG i. V. m. § 25 NAGBNatSchG wird ver-

ordnet: 

 

 

§ 1 

Landschaftsschutzgebiet 

 

(1) Das in § 2 näher bezeichnete Gebiet wird zum 

Landschaftsschutzgebiet (LSG) mit der Bezeichnung 

"Ostfriesische Seemarsch zwischen Norden und 

Esens" erklärt. Es deckt das ehemalige Landschaft-

sschutzgebiet LSG-AUR 28 „Dammspolder“ im Land-

kreis Aurich, Gemeinde Dornum, vom 04.07.1991 

teilweise ab. 

 

(2) Das LSG liegt in den folgenden Gemeinden: 

Stadt Norden, Samtgemeinde Hage, Gemeinde 

Dornum, Gemeinde Großheide 

 

(3) Der Geltungsbereich dieser Verordnung ist in 

einer Übersichtskarte im Maßstab 1: 25.000 sowie 

den dieser Verordnung beigefügten Detailkarten im 

Maßstab 1:10.000 dargestellt; das ehemalige LSG 

AUR-28 “Dammspolder“ ist schraffiert gekennzeich-

net.  

 

 

Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Die 

Grenze verläuft an der Innenseite der roten Umran-

dung. Ortslagen, Geltungsbereiche von Bebauungs-

plänen sowie Abgrenzungssatzungen gem. § 34 (4) 

Baugesetzbuch (BauGB) sind von der Verordnung 

ausgenommen und entsprechend den maßgeblichen 

Karten ausgegrenzt. Einzelne Hofstellen bzw. Haus-

grundstücke sind aus kartographietechnischen 

Gründen nicht gesondert ausgegrenzt. Sie sind 

ebenfalls von der Verordnung ausgenommen. 
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(5) Das Europäische Vogelschutzgebiet V 03 

"Westermarsch" (Bek. des MU vom 28. 7.2009, Nds. 

MBI. 5. 783, präzisierende Anpassung durch NLWKN 

und Nds. Umweltministerium im Juli 2011) liegt mit 

seiner Fläche (2538 ha) innerhalb des Landschaft-

sschutzgebietes „Westermarsch" (vgl. Übersichts- 

und Detailkarten zu dieser LSG-VO). 

 

(6) Das LSG AUR-31 hat eine Gesamtgröße von 

2.914,73 Hektar. Es beinhaltet neben dem Teilbe-

reich des Europäischen Vogelschutzgebietes V03 

„Westermarsch" auch das Landschaftsschutzgebiet 

LSG-AUR 20 „Neuwesteer zur Größe von 244 ha 

sowie den Erweiterungsbereich „Itzendorf" mit ca. 

280,75 Hektar. 

 

(7) Die LSG-VO einschließlich der dazu gehörenden 

Karten kann während der Dienststunden bei den 

folgenden Stellen unentgeltlich von jedermann ein-

gesehen werden: 

 

a) Untere Naturschutzbehörde des Landkreises 

Aurich, Fischteichweg 7-13, Dienstgebäude Kirch-

dorfer Str. 7-9, 26603 Aurich 

b) Stadt Norden, Am Markt 39, 26506 Norden, 

Bauamtsgebäude 

 

 

 

 

 

 

§ 2 

Schutzgegenstand und Schutzzweck 

 

(1) Das LSG „Westermarsch" liegt im Naturraum 

Emsmarschen, binnendeichs an den Nationalpark 

Niedersächsisches Wattenmeer angrenzend in un-

mittelbarer Nähe zum Hauptdeich zwischen Greet-

siel und Norddeich. In der Landschaft der überwie-

gend entwässerten Marsch dominiert Acker- vor 

Grünlandnutzung. Die weithin offene Struktur ohne 

größere Gehölzbestände ist charakteristisch. Glie-

dernde Elemente sind Wasserzüge (Sieltiefs und 

breite sowie schmale Gräben), einzelne Wasserflä-

chen (insbesondere ehemalige Kleientnahmestellen 

und Kolke), Röhrichte sowie Schlafdeiche und der 

Hauptdeich. 

Ein auffälliges Strukturmerkmal ist das Schöpfwerk 

mit dem Sammelbecken in Neuwesteel. Aufgrund 

der geringen Siedlungsdichte ist das Gebiet relativ 

störungsarm. 

 

Das Gebiet hat eine herausragende Bedeutung als 

Rast- und Überwinterungsgebiet für nordische Gän-

se, Enten und Limikolen. Hervorzuheben sind die 

hohen Bestände von Weißwangen-, Bläss-, Ringel- 

und Graugans, die in der Leybucht ihre Schlafplätze 

haben und das Gebiet als Nahrungsraum nutzen. 

Daneben wird das Gebiet auch stark von Sturm- und 

Lachmöwen aufgesucht. Eine besondere Bedeutung 

hat der Raum als Hochwasserrastplatz und Nah-

rungsquelle für Limikolen des angrenzenden Wat-

tenmeeres (z.B. Alpenstrandläufer, Großer Brachvo-

gel, Goldregenpfeifer, Austernfischer). Als charakte-

ristische Brutvögel sind Blaukehlchen und Wiesen-

weihe maßgeblich; beide Arten haben hier ein 

Schwerpunktvorkommen in Niedersachsen. 

 

(2) Allgemeiner Schutzzweck für das LSG ist die 

Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als 

Lebensstätte schutzbedürftiger Tier- und Pflanzenar-

 

(4) Das Europäische Vogelschutzgebiet V 63 "Ost-

friesische Seemarsch zwischen Norden und Esens" 

(Nds. MBl. Nr. 44/2009 v. 11.11.2009, S. 961) liegt 

in den entsprechenden Landschaftsschutzgebieten 

der Landkreise Aurich und Wittmund. Es weist auf 

dem Gebiet des Landkreises Aurich eine Größe von 

5.487 Hektar auf. 

 

(5) Das LSG hat auf dem Gebiet des Landkreises 

Aurich eine Gesamtgröße von 6.339,23 Hektar. Es 

beinhaltet neben dem Teilbereich des Europäischen 

Vogelschutzgebietes V 63 „Ostfriesische Seemarsch 

zwischen Norden und Esens“ auch das „Nahrungs-

gebiet Weihen“ in den Gemeinden Dornum und 

Großheide zur Größe von 722 ha. 

 

(6) Die Verordnung einschließlich der dazu gehö-

renden Karten kann während der Dienststunden bei 

den folgenden Stellen unentgeltlich von jedermann 

eingesehen werden: 

 

Untere Naturschutzbehörde des Landkreises  

Aurich, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich 

 Stadt Norden, Am Markt 15, 26506 Norden 

 Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 

Hage 

 Gemeinde Dornum, Schatthauserstraße 9, 

26553 Dornum 

 Gemeinde Großheide, Schloßstraße 10, 26532 

Großheide 

 

 

§ 2 

Schutzgegenstand und Schutzzweck 

 

(1) Das im Naturraum „Ostfriesische Seemarsch 

und Inseln“ gelegene Gebiet umfasst landwirtschaft-

lich genutzte, weitgehend offene und gehölzfreie 

sowie nur sehr dünn besiedelte Marschflächen. Es 

grenzt im Norden - nur vom Hauptdeich getrennt- 

unmittelbar an den Nationalpark Niedersächsisches 

Wattenmeer, der sich in Teilbereichen mit einem 

Saum aus Sommerpoldern dem Hauptdeich an-

schließt. Insgesamt zieht sich das Vogelschutzgebiet 

V 63 streifenartig entlang des Hauptdeiches von 

Norddeich im Westen bis Neuharlingersiel im Osten. 

Die junge Marsch der deichnahen Zone wird über-

wiegend als Ackerland genutzt. Wintergetreide und 

Winterraps überwiegen in der Palette der Anbau-

früchte. Entwässerungsgräben zur Parzellenentwäs-

serung und breite Vorfluter mit ihren 

Röhrichtsäumen strukturieren das Landschaftsbild. 

Die in der Regel weiter von der Deichlinie entfernt 

liegenden älteren Marschenböden sind Standorte 

für Grünland verschiedener Ausprägungen. Weitere 

charakteristische und markante Bestandteile sind 

die Grüppensysteme auf den Flächen und das 

schilfbewachsene Grabennetz sowie verschieden 

große Marschgewässer, naturnahe Stillgewässer 

und ehemalige Kleientnahmestellen. Das Gebiet 

stellt sich als großflächig offener, größtenteils stö-

rungsarmer Raum dar. 

 

 

 

 

 

 

(2) Allgemeiner Schutzzweck für das LSG ist die 

Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens-

stätte schutzbedürftiger Tier- und Pflanzenarten und 

deren Lebensgemeinschaften sowie als naturge-



3 

 

ten und deren Lebensgemeinschaften sowie als 

naturgeprägte Kulturlandschaft von besonderer 

Eigenart, Vielfalt und Schönheit. 

 

(3) Das Landschaftsschutzgebiet "Westermarsch" 

ist Bestandteil des kohärenten europäischen ökolo-

gischen Netzes besonderer Schutzgebiete mit der 

Bezeichnung „Natura 2000". Dieses setzt sich ge-

mäß Artikel 3 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates 

vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-

bensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflan-

zen (FFH-Richtlinie) aus den Gebieten von gemein-

schaftlicher Bedeutung und den Vogelschutzgebie-

ten zusammen. Das Landschaftsschutzgebiet 

"Westermarsch" dient der Umsetzung des EU-Vogel-

schutzgebietes V03 "Westermarsch". Dieses Vogel-

schutzgebiet wurde unter der Nummer DE2408-401 

gemäß § 10 (6) des Bundesnaturschutzgesetzes (in 

der Fassung vom 25. Mai 2002 (BGBl. 1 5. 1193)) 

im Bundesanzeiger (vom 26. Juli 2007, BAnz. Num-

mer 196a) bekannt gemacht. Die Unterschutzstel-

lung dient der Erhaltung des Gebietes als Europäi-

sches Vogelschutzgebiet nach der Richtlinie 

2009/147/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 30. November 2009 über die Erhal-

tung der wildlebenden Vogelarten (Amtsblatt der 

Europäischen Union, Nr. L 20 vom 26. Januar 2010, 

S. 7 ff.). 

 

(4) Ergänzt wird das unter der Nummer DE2408-

401 bekannte EU- Vogelschutzgebiet durch das 

Erweiterungsgebiet „Itzendorf". Aufgrund seiner 

faunistischen Wertigkeiten entspricht es den Anfor-

derungen der EU-Vogelschutzrichtlinie. 

 

 

 

(5) Spezieller Schutzzweck (Erhaltungsziel) für das 

Landschaftsschutzgebiet im Europäischen Vogel-

schutzgebiet ist die Erhaltung und Wiederherstellung 

eines günstigen Erhaltungszustandes der nach Arti-

kel 4, Absatz 1 in Anhang I der Vogelschutzrichtlinie 

geführten Brutvogelarten durch  

 

 

1. den Schutz und die Entwicklung des Gebietes 

in seiner Funktion als Nahrungs-, Überwinte-

rungs-, Durchzugs-, Rast- und Brutgebiet sowie in 

seiner Vernetzungsfunktion zu weiteren Europäi-

schen Vogelschutzgebieten im Naturraum. Zur 

Sicherung und Verbesserung der 

Habitatfunktionen des LSG werden die Vollzugs-

hinweise für Arten- und Lebensraumtypen der 

„Niedersächsischen Strategie zum Arten- und 

Biotopschutz" in der zum Zeitpunkt der Veröffent-

lichung dieser Verordnung geltenden Fassung 

zugrunde gelegt. 

 

Der Schutzzweck wird erreicht durch 

 

a) Erhalt des weiträumig offenen (Fehlen von 

vertikalen Strukturen) und unzerschnittenen 

Landschaftscharakters mit freien Sichtverhält-

nissen, 

 

b) Erhalt des Grünlandes und Förderung der ex-

tensiven Grünlandbewirtschaftung, Förderung 

der Umwandlung von Acker in Grünland, Förde-

rung der Anlage von Blänken und erhöhten 

Grundwasserständen, 

 

c) Erhalt und Entwicklung von feuchten Dauer-

grünlandflächen als wichtigstes Nahrungshabitat 

prägte Kulturlandschaft von besonderer Eigenart,  

Vielfalt und Schönheit 

 

(3) Das Gebiet V 63 "Ostfriesische Seemarsch 

zwischen Norden und Esens" ist einer der landesweit 

wichtigsten Brutplätze für die Wiesenweihe, den 

Schilfrohrsänger und das Blaukehlchen. Es hat im 

Zusammenhang mit den Flächen des Nationalparks 

Niedersächsisches Wattenmeer eine zentrale Be-

deutung als Gast- und Rastvogellebensraum für die 

Weißwangengans, den Goldregenpfeifer, den Großen 

Brachvogel und die Lach- und Sturmmöwe. 

 

(4) Das Landschaftsschutzgebiet "Ostfriesische 

Seemarsch zwischen Norden und Esens" ist Be-

standteil des kohärenten Europäischen Netzes "Na-

tura 2000". Dieses setzt sich aus den Schutzgebie-

ten der FFH-Richtlinie (92/43/EWG des Rates vom 

21.05.1992) und den Schutzgebieten der EU-

Vogelschutzrichtlinie (2009/147/EG des Europäi-

schen Parlamentes und des Rates vom 30.11.2009) 

zusammen. Das Landschaftsschutzgebiet " Ostfries i-

sche Seemarsch zwischen Norden und Esens" dient 

der Umsetzung des Vogelschutzgebietes V 63 "Ost-

friesische Seemarsch zwischen Norden und Esens". 

Dieses wurde unter der Nummer 2309-431 gemäß § 

10 (6) des Bundesnaturschutzgesetzes vom 

25.03.2002 (BGBl. I S. 1193) in der zu dem Zeit-

punkt geltenden Fassung im Bundesanzeiger be-

kannt gemacht. Die Unterschutzstellung dient der 

Erhaltung des Gebietes als Europäisches Vogel-

schutzgebiet nach der Richtlinie 2009/147/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. 

November 2009 über die Erhaltung der wildleben-

den Vogelarten (Amtsblatt der Europäischen Union, 

Nr. L 20 vom 26. Januar 2010, S. 7 ff.).  

 

(5) Besonderer Schutzzweck für das LSG ist die 

Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen 

Erhaltungszustandes für die im Anhang I (Artikel 4 

Absatz 1) der Richtlinie 2009/147/EG des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 30. November 

2009 aufgeführten wertbestimmenden Arten: 

 

 Weißsterniges Blaukehlchen (Luscinia svecica 

cyanecula), 

 Wiesenweihe (Circus pygargus), 

 Goldregenpfeifer (Pluvialis apricaria), 

 Weißwangengans (Branta leucopsis) 

 

und die nach Artikel 4 Absatz 2 wertbestimmenden 

Zugvogelarten 

 

 Schilfrohrsänger (Acrocephalus schoenobaenus), 

 Großer Brachvogel (Numenius arquata), 

 Lachmöwe (Larus ridibundus), 

 Sturmmöwe (Larus canus). 

 

Zur Sicherung und Verbesserung der Habitatfunk-

tionen des LSG werden die Vollzugshinweise für 

Arten- und Lebensraumtypen der „Niedersächsi-

schen Strategie zum Arten- und Biotopschutz“ in der 

zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Verord-

nung geltenden Fassung zugrunde gelegt. Für die 

wertbestimmenden Vogelarten nach Artikel 4 Abs. 1 

(Anhang I) der Vogelschutzrichtlinie sind danach 

folgende Maßnahmen erforderlich: 

Für die wertbestimmenden Vogelarten nach Artikel 4 

Abs. 1 (Anhang I) der Vogelschutzrichtlinie sind da-

nach folgende Maßnahmen erforderlich: 

 

Weißsterniges Blaukehlchen (Luscinia svecica 

cyanecula) – als Brutvogel wertbestimmend 
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für rastende und überwinternde Gänse, 

 

d) Wintergetreideanbau auf den vorhandenen 

Ackerflächen als Nahrungshabitat für rastende 

Gänsearten, 

 

e) Erhalt und Entwicklung strukturreicher Ge-

wässer und Grabensysteme mit Röhrichtanteilen 

(Förderung der Extensivierung der Grabenunter-

haltung im Grünland) sowie ihrer Dynamik und 

Selbstreingungsfähigkeit einschl. ihrer Funktion 

als Lebensstätten und Biotope für natürlich vor-

kommende Tier- und Pflanzenarten, 

 

f) Erhalt und Entwicklung naturnaher Schlafge-

wässer mit Flachwasserzonen als beruhigte Rast-

flächen und Brutgebiete, 

 

g) Erhalt und Entwicklung beruhigter / störungs-

freier Brut-, Rast- und Nahrungsräume sowie 

h) Erhalt und Entwicklung der Vernetzungsfunk-

tion zum Wattenmeer bzw. im Naturraum (V01 

„Niedersächsisches Wattenmeer und angrenzen-

des Küstenmeer", VO4 „Krummhörn", V09 „Ost-

friesische Meere", V63 „Ostfriesische Seemarsch 

zwischen Norden und Esens").  

 

2. die Erhaltung und Förderung eines langfristig 

überlebensfähigen Bestandes insbesondere der 

wertbestimmenden Arten des Anhangs I (Art. 4 

Abs. 1) der Vogelschutzrichtlinie 

 

a) der als Brutvögel vorkommenden Arten 

 

 Weißsterniges Blaukehlchen (Luscinia svecica) 

durch Erhalt bzw. Neuschaffung primärer, natürl i-

cher Lebensräume des Blaukehlchens an Gewässern 

und in strukturreichen Acker-Grünland-

Grabenkomplexen, Förderung von Unterhaltungs-

maßnahmen an den Grabensystemen unter Berück-

sichtigung der Habitatansprüche der Art sowie 

Erhalt und Wiederherstellung strukturreicher Gra-

bensysteme mit Röhrichtanteilen, 

 

 Wiesenweihe (Circus pygargus) 

durch Erhalt strukturreicher unterschnittener, groß-

räumig offener Acker-Grabenareale und Grünland-

Grabenareale in unmittelbarer Nachbarschaft, 

Förderung von Flächen zur Nahrungssuche (Brach-

flächen, extensiv genutzte Randstreifen, extensiv 

genutzte Grünländereien), Erhalt bzw. Wiederherstel-

lung geeigneter natürlicher bzw. naturnaher Nistha-

bitate (lückige Röhrichte, Feuchtbrachen, ungenutz-

te Randstreifen etc.), Ruhigstellung der Brutplätze 

sowie Sicherung der Bruten auf Ackerflächen vor 

Raubsäugern, 

 

b) der als Gastvögel vorkommenden Arten 

 

 Goldregenpfeifer (Pluvialis apricaria) 

durch Erhalt von feuchten Grünlandflächen, Erhalt 

der unzerschnittenen, großräumig offenen Acker-

Grünlandkomplexe mit freien Sichtverhältnissen, 

 

 Nonnen-/Weißwangengans (Branta leucopsis) 

durch Erhalt der unzerschnittenen, großräumig offe-

nen Grünlandkomplexe mit freien Sichtverhältnis-

sen, Erhalt der geeigneten Nahrungsflächen für 

rastende und überwinternde Vögel (v. a. deichnahes 

Grünland), Sicherung von störungsfreien Schlafge-

wässern im Umfeld der Nahrungsgebiete, Erhalt 

freier Flugkorridore zu benachbarten Vogelschutzge-

bieten, Erhalt von störungsfreien Ruhezonen, 

 

 Erhalt und Neuschaffung strukturreicher Grün-

land-Grabenareale und Acker-Grabenareale mit 

hohem Anteil an Röhrichtbiotopen 

 Erhaltung und Schaffung von Röhrichtbeständen 

an Still- und Fließgewässern sowie Gräben und an 

sonstigen feuchten Bereiche als Niststandort, auch 

mit einzelnen Gehölzen 

 Förderung von schütter bewachsenen Flächen 

zur Nahrungssuche 

 Förderung von Unterhaltungsmaßnahmen an 

den Be- und Entwässerungssystemen in der Acker-

und Grünlandmarsch unter Berücksichtigung der 

Habitatansprüche der Art: besonders wertvolle Alt-

schilfgräben sollten von einer Räumung verschont 

bleiben, zumindest jedoch nur im Abstand von meh-

reren Jahren alternierend und dabei außerhalb der 

Brutzeit (Ende März bis Ende Juli) geräumt werden. 

 

Wiesenweihe (Circus pygargus) – als Brutvogel wert-

bestimmend 

  

 Erhalt strukturreicher unzerschnittener, groß-

räumig offener Acker-Grabenareale und Grünland-

Grabenareale in unmittelbarer Nachbarschaft 

 Förderung von Flächen zur Nahrungssuche 

(Brachflächen, extensiv genutzte Randstreifen, ex-

tensiv genutzte Grünländereien) 

 Erhalt bzw. Wiederherstellung geeigneter natürl i-

cher bzw. naturnaher Nisthabitate (lückige Röhrich-

te, Feuchtbrachen, ungenutzte Randstreifen etc.) 

 Ruhigstellung der Brutplätze 

 Sicherung der Bruten auf Ackerflächen 

 

Weißwangengans (Branta leucopsis) – als Gastvogel 

wertbestimmend 

 

 Erhalt der unzerschnittenen, großräumig offenen 

Grünlandkomplexe mit freien Sichtverhältnissen 

 Erhalt und Schaffung von kurzrasigen Grünland-

flächen als Nahrungshabitat für rastende und über-

winternde Vögel (v. a. deichnahes Grünland) 

 Sicherung von störungsfreien Schlafgewässern 

im Umfeld der Nahrungsgebiete 

 Erhalt freier Flugkorridore zu umliegenden Rast-

gebieten der Gänse 

 

Goldregenpfeifer (Pluvialis apricaria) – als Gastvogel 

wertbestimmend 

 

 Erhalt der unzerschnittenen, großräumig offenen 

Acker-Grünlandkomplexe mit freien Sichtverhältnis-

sen 

 Erhalt von feuchten kurzrasigen Grünlandflächen 

 

Zur Sicherung und Verbesserung der 

Habitatfunktionen des LSG für die wertbestimmen-

den Zugvogelarten nach Artikel 4 Abs. 2 der Vogel-

schutzrichtlinie sind folgende Maßnahmen notwen-

dig: 

 

Schilfrohrsänger (Acrecephalus schoenobaenus) – 

als Brutvogel wertbestimmend 

 

 Erhalt und Entwicklung von Röhrichtbeständen 

an Still- und Fließgewässern und Gräben in struktur-

reichen Acker-Grünland-Bereichen 

 Erhalt und Schaffung eines strukturreichen Gra-

bensystems 

 Förderung von Unterhaltungsmaßnahmen an den 

Be- und Entwässerungssystemen in der Acker-und 

Grünlandmarsch unter Berücksichtigung der 
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3. die Erhaltung und Förderung eines langfristig 

überlebensfähigen Bestandes insbesondere der 

wertbestimmenden Zugvogelarten (Art. 4 Abs. 2 

der Vogelschutzrichtl inie) 

 

 Großer Brachvogel (Numenius arquata) 

 

durch Erhalt von störungsarmen Bereichen, Erhalt 

von feuchten bis nassen Grünlandflächen, Erhalt der 

unzerschnittenen, großräumig offenen Acker-

Grünlandkomplexe mit freien Sichtverhältnissen, 

Erhalt großer, offener Räume mit freien Sichtver-

hältnissen, Bereitstellung ungestörter Ruhe- und 

Hochwasserrastplätze, Erhalt der Flugkorridore zum 

Wattenmeer, 

 

 Graugans (Anser anser) 

durch Erhalt von unzerschnittenen, großräumigen, 

offenen Landschaften mit hohen Grünlandanteilen 

und freien Sichtverhältnissen, Erhalt geeigneter 

Schlafgewässer in Nähe zu den Nahrungsgebieten, 

Erhalt freier Flugkorridore zu benachbarten Vogel-

schutzgebieten, 

 

 Ringelgans (Branta b. bernicla) 

durch Erhalt von störungsfreien Ruhezonen, Erhalt 

der geeigneten Nahrungsflächen für rastende und 

überwinternde Vögel (v. a. deichnahes Grünland), 

Erhalt freier Flugkorridore zu benachbarten Vogel-

schutzgebieten. 

 

Die Umsetzung dieser Ziele dient auch der Erhaltung 

und Förderung der sonstigen Arten des gebietszuge-

hörigen Standarddatenbogens in der jeweils gelten-

den Fassung sowie weiterer im Schutzgebiet vor-

kommender Arten des Anhangs 1 der EU-Vogel-

schutzrichtlinie. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieser LSG-VO handelte es sich bei den sonstigen 

Arten um: Alpenstrandläufer (Calidris alpina), Bläss-

gans (Anser albifrons), Kiebitz (Vanellus vanellus), 

Schilfrohrsänger (Acrocephalus schoenobaenus), 

Stockente (Anas platyrhynchos), Reiherente (Aythya 

fuligula), Saatgans (Anser fabalis), Blässhuhn (Fulica 

atra), Austernfischer (Haematopus ostralegus), 

Schafstelze (Motacilla flava), Uferschnepfe (Limosa 

limosa). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Habitatansprüche der Art; besonders wertvolle Alt-

schilfgräben sollten von einer Räumung verschont 

bleiben, zumindest jedoch nur im Abstand von meh-

reren Jahren alternierend einseitig und dabei außer-

halb der Brutzeit (Ende März bis Ende Juli) geräumt 

werden 

 

Großer Brachvogel (Numenius arquata) – als Gast-

vogel wertbestimmend 

 

 Erhalt der unzerschnittenen, großräumig offenen 

Acker-Grünlandkomplexe mit freien Sichtverhältnis-

sen 

 Erhalt und Entwicklung von feuchten bis nassen 

Grünlandflächen 

 Bereitstellung ungestörter Ruhe- und Hochwas-

serrastplätze 

 

Lachmöwe (Larus ridibundus ) – als Gastvogel wert-

bestimmend 

 

 Erhalt von feuchten bis nassen Grünlandflächen 

 Erhalt der offenen Grünlandkomplexe 

 Erhalt und Entwicklung von Feuchtgebieten aller 

Art mit Flachwasser und Schlammzonen sowie offe-

nen Wasserflächen 

 Erhalt und Schaffung ausreichend beruhigter 

Rast- und Nahrungshabitate 

 Schutz vor Vergrämungsmaßnahmen in Rastha-

bitaten 

 Jagdruhe 

 

Sturmmöwe (Larus canus) – als Gastvogel wertbe-

stimmend 

 

 Erhalt von offenen Grünland- und Ackerland-

schaften 

 Erhalt von Feuchtgebieten aller Art mit Flach-

wasser- und Schlammzonen sowie offenen Wasser-

flächen 

 Erhalt und Schaffung ausreichend beruhigter 

Rast- und Nahrungshabitate 

 

Die Umsetzung dieser Ziele dient überwiegend auch 

der Erhaltung und Förderung der Arten des gebiets-

zugehörigen Standarddatenbogens in der jeweils 

geltenden Fassung. Die Arten und die Maßnahmen 

sind in Anlage 1 aufgeführt 

 

(6) Weitere Erhaltungsziele sind: 

 

 Erhalt der weiträumigen, unverbauten und 

unzerschnittenen, offenen 

Landschaft mit freien Sichtverhältnissen die Erhal-

tung unverbauter Korridore zwischen dem Watt und 

Binnenlandflächen, sowie zwischen benachbarten 

ähnlich strukturierten Landschaftsräumen auf dem 

Festland, 

 die Erhaltung der größtmöglichen Störungsfrei-

heit, 

 keine Erhöhung des Ackeranteils 

 Erhaltung großflächiger und offener Rastgebiete 

für durchziehende Vogelarten in einem engen räum-

lichen Zusammenhang mit den Nahrungsgebieten im 

Wattenmeer und angrenzender geeigneter Land-

schaftsräume auf dem Festland sowie die Sicherung 

der Marschenbereiche mit ihrer besonderen Eigen-

art, Vielfalt und Schönheit, 

 Erhalt und Entwicklung störungsfreier ausrei-

chend großer Brut-, Rast- und Nahrungsräume der 

wertbestimmenden und der in Anlage 1 genannten 

Arten 
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§3 

Schutzbestimmungen und Verbote 

 

(1) Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG in Verbindung 

mit § 19 NAGBNatSchG sind im Landschaftsschutz-

gebiet alle Handlungen verboten, die den Charakter 

des Gebietes verändern oder dem besonderen 

Schutzzweck zuwiderlaufen. 

Insbesondere ist es (mit Ausnahme der in § 4 ge-

nannten Freistellungen) untersagt: 

 

1. Anlagen aller Art zu errichten, auch soweit 

hierfür keine öffentlich-rechtliche Genehmigung 

erforderlich ist, das gilt ebenfalls für Jagd- und 

Gerätehütten, Werbeeinrichtungen, Hinweis-

schilder oder Tafeln soweit sie nicht dem LSG 

oder zur Vermarktung landwirtschaftlicher Pro-

dukte dienen oder sich auf den Verkehr bezie-

hen, als Ortshinweise benötigt werden oder 

Wohn- und Gewerbebezeichnungen an den 

Wohn- oder Betriebsstätten darstellen, 

 

2. Fotovoltaikanlagen, Biogasanlagen und 

Windkraftanlagen zu errichten, 

 

3. Straßen oder Wege neu herzustellen oder 

bisher unbefestigte Wege auszubauen, 

 

4. Erntegut nach dem 31.10. eines jeden Jahres 

in der freien Landschaft zu lagern, 

 

5. oberirdische Versorgungsleitungen herzustel-

len oder zu verlegen, 

 

6. absolutes Dauergrünland vor dem 01.08. ei-

nes Jahres zur Grünlanderneuerung umzubre-

chen und Dauergrünland in eine andere Nut-

zungsform zu überführen, Grünlanderneuerun-

gen (sowohl im Umbruch-, als auch im umbruch-

losen Verfahren) sind der unteren Naturschutz-

behörde 3 Wochen vor der Ausführung anzuzei-

gen, 

 

7. die Bodengestalt (Oberflächenrelief) durch 

Abgraben oder Aufschütten zu verändern, Spren-

gungen oder Bohrungen durchzuführen, 

 

8. zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser LSG-

VO nicht genutzte Flächen oder solche Flächen, 

die nicht als landwirtschaftliche Nutzflächen gel-

ten, in Nutzung zu nehmen oder Meliorations-

 Erhalt des Grünlandes, Förderung der Umwand-

lung von Acker in Grünland, 

 Förderung der extensiven Grünlandbewirtschaf-

tung mit hohen Grundwasserständen, 

 Erhalt und Wiederherstellung strukturreicher 

Grabensysteme mit Röhrichtbeständen, 

 die Erhaltung von Brut- und Nahrungsflächen mit 

hoher Bodenfeuchtigkeit. 

 Sicherung und Entwicklung der Stillgewässer als 

bedeutsame Brut-, Rast- und Nahrungsbiotope für 

die Vogelwelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§3 

Schutzbestimmungen und Verbote 

 

(1) Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG in Verbindung mit 

§ 19 NAGBNatSchG sind im Landschaftsschutzge-

biet alle Handlungen verboten, die den Charakter 

des Gebietes verändern oder dem besonderen 

Schutzzweck zuwiderlaufen. 

Insbesondere ist es untersagt: 

 

 

1. Anlagen aller Art zu errichten, auch soweit 

hierfür keine öffentlich- rechtliche Genehmigung 

erforderlich ist, das gilt ebenfalls für Werbeein-

richtungen, Jagd- und Gerätehütten, Hinweis-

schilder oder Tafeln soweit sie nicht dem Schutz 

des LSG oder zur saisonalen Vermarktung land-

wirtschaftlicher Produkte dienen oder sich auf 

den Verkehr beziehen, als Ortshinweise benötigt 

werden oder Wohn- und Gewerbebezeichnungen 

an den Wohn- oder Betriebsstätten darstellen, 

 

2. zu lagern, zu zelten oder Wohnwagen bzw. 

Wohnmobile außerhalb der dafür ausgewiesenen 

Plätze aufzustellen, 

 

3. die Bodengestalt (Oberflächenrelief) durch 

Abgraben oder Aufschütten zu verändern, Spren-

gungen oder Bohrungen durchzuführen, 

 

4. absolutes Dauergrünland vor dem 01. 08. ei-

nes jeden Jahres umzubrechen und Dauergrün-

land in eine andere Nutzungsform zu überführen, 

 

5. oberirdische Versorgungsleitungen herzustel-

len oder zu verlegen, 

 

6. Straßen oder Wege neu herzustellen oder 

bisher unbefestigte Wege auszubauen, soweit 

dadurch neue durchgängige Verbindungswege 

geschaffen werden, 

 

7. auf nicht dem öffentlichen Verkehr gewidme-

ten Straßen, Wegen, Plätzen oder Flächen mit 

Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren oder Kraft-

fahrzeuge dort abzustellen, außer wenn es der 

ordnungsgemäßen und rechtmäßigen Nutzung 

dient, 

 

8. unbemannte Luftfahrzeuge (z.B. Modellflug-

zeuge, Lenkdrachen) zu betreiben und mit be-

mannten Luftfahrzeugen (z.B. Ballonen, Hänge-

gleitern, Gleitschirmen, Hubschraubern) zu star-
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maßnahmen durchzuführen; ausgenommen blei-

ben in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde 

gern. § 3 (2) dieser Verordnung Maßnahmen, die 

der naturschutzfachlichen Aufwertung oder Ent-

wicklung dieser Flächen dienen, 

 

9. zusätzliche Meliorationsmaßnahmen bzw. ei-

ne Entwässerung von Flächen über das beste-

hende Maß hinaus vorzunehmen; die Instandset-

zung vorhandener Draine und Grüppen ist von 

diesem Verbot ausgenommen, 

 

10. Gewässer aller Art auszubauen oder umzuge-

stalten, 

 

11. Gewässer aller Art und sonstige Feuchtbioto-

pe zu beseitigen oder zu verändern, 

 

12. Röhrichte nachhaltig zu beschädigen oder zu 

beseitigen, 

 

13. ständig wasserführende Gräben unter Einsatz 

von Grabenfräsen zu räumen, 

 

14. Erstaufforstungen, Weihnachtsbaum- und 

Schnittreisigkulturen, Baumschulen sowie 

Kurzumtriebsplantagen (sog. „Energiewälder") 

anzulegen sowie standortfremde oder nicht hei-

mische Gehölzpflanzen außerhalb von Hof- und 

Siedlungsflächen anzusiedeln oder anzupflan-

zen, 

 

15. Gehölze außerhalb der Hof- und Siedlungsflä-

chen anzupflanzen, 

 

16. auf nicht öffentlichen Straßen, Wegen, Plät-

zen oder Flächen mit Kraftfahrzeugen aller Art zu 

fahren oder Kraftfahrzeuge dort abzustellen, au-

ßer wenn es der ordnungsgemäßen und recht-

mäßigen Nutzung dient, 

 

17. zu lagern, zu zelten oder Wohnwagen bzw. 

Wohnmobile außerhalb der dafür ausgewiesenen 

Plätze aufzustellen, 

 

18. in den im Gebiet vorhandenen Stillgewässern 

zu baden, zu surfen, zu kiten, Boot zu fahren 

oder sie zum Schlittschuhlaufen zu nutzen, 

 

19. unbemannte Luftfahrzeuge (z. B. Modellflug-

zeuge, Drachen) zu betreiben und mit bemann-

ten Luftfahrzeugen (z. B. Ballonen, Hängeglei-

tern, Gleitschirmen, Hubschraubern) zu starten 

und, abgesehen von Notfallsituationen, zu lan-

den (dies gilt auch für sämtliche Kitesportarten); 

das Verbot gilt nicht für die Verwendung von 

Fluggeräten zur Ermittlung von Ernteschäden 

durch lokal bedingte Hagelschauer, 

 

20. Hunde außerhalb der Wege und von Hof- und 

Siedlungsflächen frei laufen zu lassen, weiter 

gehende Regelungen bleiben hiervon unberührt, 

 

21. wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur 

durch Lärm oder auf andere Weise zu stören, die 

Störungen dürfen insbesondere nicht die in § 2 

Abs. 4 genannten Vogelarten vergrämen oder be-

lästigen, 

 

22. Veranstaltungen in der freien Landschaft 

durchzuführen, 

 

23. lasergestützte Lichttechnik („Skybeamer") o. 

ten und, abgesehen von Notfallsituationen, zu 

landen (dies gilt auch für sämtliche 

Kitesportarten), 

 

9. Gewässer auszubauen, wenn dies zur dauer-

haften Absenkung des Grundwasserstands füh-

ren kann, 

 

10. neue Grüppen zur Entwässerung der Dauer-

grünlandflächen anzulegen. Die Instandsetzung 

vorhandener Draine und Grüppen ist von diesem 

Verbot ausgenommen. 

 

11. Gewässer und sonstige Feuchtbiotope zu 

beseitigen oder zu verändern, 

 

12. Erstaufforstungen, Weihnachtsbaum- und 

Schnittreisigkulturen, Baumschulen sowie 

Kurzumtriebsplantagen (sog. „Energiewälder“) 

anzulegen sowie standortfremde oder nicht hei-

mische Gehölzpflanzen außerhalb von Hof-und 

Siedlungsflächen anzupflanzen, 

 

13. Gehölze außerhalb der Hof- und Siedlungs-

flächen anzupflanzen, 

 

14. wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur 

durch Lärm oder auf andere Weise zu stören; die 

Störungen dürfen insbesondere nicht die in § 2 

Abs. 5 genannten Vogelarten vergrämen oder be-

lästigen, 

 

15. Hunde außerhalb der Wege und von Hof- 

und Siedlungsflächen frei laufen zu lassen, wei-

tergehende Regelungen bleiben hiervon unbe-

rührt. 

 

16. zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Verordnung nicht genutzte Flächen oder solche 

Flächen, die nicht als landwirtschaftliche Nutz-

flächen gelten, in Nutzung zu nehmen oder hie-

rauf Meliorationsmaßnahmen durchzuführen. 

Vorbehalten bleiben Maßnahmen, die der natur-

schutzfachlichen Aufwertung oder Entwicklung 

dieser Flächen dienen, 

 

17. Röhrichte nachhaltig zu beschädigen oder 

zu beseitigen, 

 

18. Erntegut nach dem 31.10. eines jeden Jah-

res in der freien Landschaft zu lagern 

 

19. Veranstaltungen in der freien Landschaft 

ohne Zustimmung der zuständigen Naturschutz-

behörde durchzuführen, 

 

20. lasergestützte Lichttechnik („Skybeamer“) 

o. a. einzusetzen, 

 

21. nach Inkrafttreten dieser Verordnung Be-

leuchtungseinrichtungen an oder in Gebäuden, 

deren Lichtabstrahlung über den zu beleuchten-

den Arbeitsbereich hinausgehen, zu installieren 

und zu betreiben, 

 

22. Fotovoltaikanlagen, Biogasanlagen und 

Windkraftanlagen zu errichten. 

 

23. im Bereich des ehemaligen LSG 

„Dammspolder“ sind außerdem folgende Hand-

lungen verboten: 

 

a. in die bestehenden Wasserverhältnisse 
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ä. einzusetzen, 

 

24. nach Inkrafttreten dieser LSG-VO Beleuch-

tungseinrichtungen an oder in Gebäuden, deren 

Lichtabstrahlung über den zu beleuchtenden Ar-

beitsbereich hinausgehen, zu installieren und zu 

betreiben. 

 

 

(2) Von den Verboten des Abs. 1 kann die Natur-

schutzbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulassen, 

soweit dies dem Schutzzweck gern. § 2 dieser LSG-

VO nicht entgegensteht. Bei der Erteilung von Aus-

nahmen ist § 34 BNatSchG zu berücksichtigen. Die 

Ausnahme kann mit Auflagen, Bedingungen, befr is-

tet oder widerruflich erteilt werden, wenn die Wir-

kungen der Handlung dem Schutzzweck nur unwe-

sentlich entgegenstehen. 

 

 

§ 4 

Freistellungen 

 

(1) Vorbehaltlich entgegenstehender naturschutz-

rechtlicher Regelungen — insbesondere der Vogel-

schutzrichtlinie, der §§ 14 bis 17 BNatSchG und des 

§ 34 BNatSchG — sowie vorbehaltlich der Vereinbar-

keit mit dem Schutzzweck dieser Verordnung sind 

die in den Ziffern 1 bis 16 aufgeführten Handlungen 

oder Nutzungen von den Regelungen dieser Verord-

nung allgemein freigestellt: 

 

1. das Betreten und Befahren des Landschaft-

sschutzgebietes durch die Eigentümer oder Nut-

zungsberechtigten sowie deren Beauftragte zur 

rechtmäßigen Nutzung oder Bewirtschaftung der 

Grundstücke und der Gewässer, 

 

 

 

2. das Betreten und Befahren des Gebiets durch 

die Allgemeinheit auf den öffentlichen Straßen 

und Wegen und den für die Erholungsnutzung 

vorgesehenen Flächen, 

 

3. das Betreten und Befahren des Landschaft-

sschutzgebietes und die Durchführung von Maß-

nahmen 

 

a) durch Bedienstete der Naturschutzbehör-

den sowie deren Beauftragte zur Erfüllung 

dienstlicher Aufgaben, 

 

b) durch Bedienstete anderer Behörden und 

öffentlicher Steilen sowie deren Beauftragte 

in Erfüllung der dienstlichen Aufgaben dieser 

Behörden sowie für die Durchführung von 

entsprechenden Maßnahmen nach Anzeige 

bei der Naturschutzbehörde eine Woche vor 

Beginn, 

 

c) im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht; 

die Durchführung von Maßnahmen nach An-

zeige bei der Naturschutzbehörde eine Woche 

vor Beginn, es sei denn, es handelt sich um 

eine gegenwärtige erhebliche Gefahr, die ein 

sofortiges Handeln erfordert; in diesem Fall 

ist die Naturschutzbehörde unverzüglich über 

die durchgeführten Maßnahmen zu unterrich-

ten, 

 

d) zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 

sowie Untersuchung und Kontrolle des Ge-

einzugreifen oder sonstige Maßnahmen 

durchzuführen, die eine Entwässerung zur 

Folge haben (mit Ausnahme der ordnungs-

gemäßen Gewässerunterhaltung) 

 

b. in der Zeit vom 01. 04. -31. 07. das Grün-

land zu schleppen oder zu düngen. 

 

 

(2) Von den Verboten des Absatz 1 kann die zu-

ständige Naturschutzbehörde in Einzelfällen Aus-

nahmen zulassen, soweit dies dem Schutzzweck 

gem. § 2 dieser Verordnung nicht entgegensteht. Bei 

der Erteilung von Ausnahmen ist § 34 BNatSchG zu 

berücksichtigen. Die Ausnahme kann mit Auflagen, 

Bedingungen, befristet oder widerruflich erteilt wer-

den, wenn die Wirkungen der Handlung dem Schutz-

zweck nur unwesentlich entgegenstehe 

 

 

§ 4 

Freistellungen 

 

(1) Die in den Absätzen 2 bis 7 aufgeführten Hand-

lungen oder Nutzungen sind von den Regelungen 

dieser Verordnung freigestellt und bedürfen keiner 

naturschutzrechtlichen Befreiung. 

Die Bestimmungen des § 14 BNatschG (Eingriffe in 

Natur und Landschaft) bleiben unberührt. 

 

(2) Allgemein freigestellt sind: 

 

1. das Betreten und Befahren des Landschaft-

sschutzgebietes durch die Eigentümer oder Nut-

zungsberechtigten sowie deren Beauftragte zur 

rechtmäßigen Nutzung oder Bewirtschaftung der 

Grundstücke mit Ausnahme der in § 3, Abs. 2 Nr. 

23 genannten Einschränkungen für den Bereich 

„Dammspolder“ (Landkreis Aurich),  

 

2. Betreten und Befahren des Gebiets durch die 

Allgemeinheit auf den öffentlichen Straßen und 

Wegen und den für die Erholungsnutzung vorge-

sehenen Flächen, 

 

3. das Betreten und Befahren des Landschaft-

sschutzgebietes und die Durchführung von Maß-

nahmen: 

 

a. durch Bedienstete der Naturschutzbehör-

den sowie deren Beauftragte zur Erfüllung 

dienstlicher Aufgaben, 

 

b. durch Bedienstete anderer Behörden und 

öffentlicher Stellen sowie deren Beauftragte 

in Erfüllung der dienstlichen Aufgaben dieser 

Behörden sowie für die Durchführung von 

entsprechenden Maßnahmen nach Anzeige 

bei der zuständigen Naturschutzbehörde eine 

Woche vor Beginn, 

 

c. im Rahmen der Verkehrssicherungs-

pflicht; die Durchführung von Maßnahmen 

nach Anzeige bei der zuständigen Natur-

schutzbehörde eine Woche vor Beginn, es sei 

denn, es handelt sich um eine gegenwärtige 

erhebliche Gefahr, die ein sofortiges Handeln 

erfordert; in diesem Fall ist die zuständige 

Naturschutzbehörde unverzüglich über die 

durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten, 

 

d. zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 

sowie Untersuchung und Kontrolle des Gebie-
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bietes im Auftrag oder auf Anordnung der Na-

turschutzbehörde oder mit deren Zustim-

mung, 

 

 

e) zur wissenschaftlichen Forschung und 

Lehre sowie Information und Bildung mit Zu-

stimmung der Naturschutzbehörde, 

 

f) für sonstige Maßnahmen, zu deren Durch-

führung eine gesetzliche Verpflichtung be-

steht; sie sind hinsichtlich Zeitpunkt und Aus-

führung vor ihrer Durchführung mit der Na-

turschutzbehörde eine Woche vor Beginn ab-

zustimmen, 

 

g) zur ordnungsgemäßen Unterhaltung der 

Straßen und Wege, soweit dies für die freige-

stellten Nutzungen erforderlich ist, 

 

4. die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung, 

bei Gewässern II. Ordnung gemäß den jeweiligen 

Unterhaltungsplänen, bei Gewässern III. Ordnung 

nach den gesetzlichen Vorschriften. § 3 (1) Ziffer 

12 dieser LSG-VO bleibt davon unberührt. 

 

5. die Nutzung, Unterhaltung und Instandset-

zung der bestehenden rechtmäßigen Anlagen, 

Leitungen und Einrichtungen zur öffentlichen 

Versorgung in der bisherigen Art und im bisheri-

gen Umfang, 

 

6. die Anlage von Hofgehölzen zur Eingrünung 

landwirtschaftlicher Betriebe auf der Hoffläche 

bzw. unmittelbar angrenzend an Hofflächen und 

in Anlehnung an deren Außengrenzen, 

 

7. die Wiederaufnahme der Bewirtschaftung von 

Flächen, wenn sie wegen der Teilnahme an ei-

nem landwirtschaftlichen Extensivierungs- und 

Stilllegungsprogramm vorübergehend nicht ge-

nutzt worden sind, 

 

8. privilegierte Vorhaben im Außenbereich gern. 

§ 35 Abs. 1 (1) BauGB, die im engen räumlichen 

Zusammenhang mit einer Hofstelle stehen, ein-

schließlich Erweiterungen und Aussiedlungen, 

die aus betrieblichen oder immissionsschutz-

rechtlichen Gründen notwendig sind, 

 

 

9. die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf 

Dächern, 

 

10. Biogasanlagen, die an der Privilegierung gem. 

§ 35 Abs. 1 (6) BauGB teilnehmen, 

 

11. Kleinwindanlagen, die als Nebenanlagen der 

Selbstversorgung des landwirtschaftlichen Be-

triebes i. S. des § 35 Abs. 1 (1) BauGB dienen 

und diesem unmittelbar zu— und untergeordnet 

sind, soweit sie sich durch ihre Höhe und ihre 

Wirkung auf das Landschaftsbild nicht erkennbar 

vom Hofgebäude exponieren sowie Kleinwindan-

lagen auf Dächern, 

 

12. die Anlage innerbetrieblicher Viehtriebswege 

und Wege mit ausschließlich landwirtschaftlicher 

Nutzung, 

 

13. die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bo-

dennutzung nach den Grundsätzen der guten 

fachlichen Praxis (§ 5 Abs. 2 BNatSchG), mit 

tes im Auftrag oder auf Anordnung der zu-

ständigen Naturschutzbehörde oder mit de-

ren Zustimmung, 

 

e. zur wissenschaftlichen Forschung und 

Lehre sowie Information und Bildung mit Zu-

stimmung der zuständigen Naturschutzbe-

hörde, 

 

f. sonstige Maßnahmen zu deren Durchfüh-

rung eine gesetzliche Verpflichtung besteht; 

sie sind hinsichtlich Zeitpunkt und Ausfüh-

rung vor ihrer Durchführung mit dem Land-

kreis Aurich als untere Naturschutzbehörde 

eine Woche vor Beginn abzustimmen, 

 

g. die ordnungsgemäße Unterhaltung der 

Straßen und Wege, soweit dies für die freige-

stellten Nutzungen erforderlich ist 

 

 

4. die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung 

an und in Gewässern zweiter und dritter Ordnung 

nach den gesetzlichen Vorschriften 

 

 

5. die Nutzung, Unterhaltung und Instandset-

zung der bestehenden rechtmäßigen Anlagen, 

Leitungen und Einrichtungen zur öffentlichen 

Versorgung in der bisherigen Art und im bisheri-

gen Umfang, 

 

6. die Anlage von Hofgehölzen zur Eingrünung 

landwirtschaftlicher Betriebe auf der Hoffläche 

bzw. unmittelbar angrenzend an Hofflächen und 

in Anlehnung an deren Außengrenzen, 

 

7. die Wiederaufnahme der Bewirtschaftung von 

Flächen, wenn sie wegen der Teilnahme an ei-

nem landwirtschaftlichen Extensivierungs- und 

Stilllegungsprogramm vorübergehend nicht ge-

nutzt worden sind, 

 

8. privilegierte Vorhaben im Außenbereich ge-

mäß § 35 Abs. 1 (1) des Baugesetzbuches, die 

im engen räumlichen Zusammenhang mit einer 

Hofstelle stehen, einschließlich von Erweiterun-

gen oder Aussiedlungen, die aus betrieblichen 

oder immissionsschutzrechtlichen Gründen not-

wendig sind, 

 

9. die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf 

Dächern, 

 

10. Biogasanlagen, die an der Privilegierung 

gem. § 35 (1) 6 BauGB teilnehmen, 

 

11. Kleinwindanlagen, die als Nebenanlagen 

ausschließlich der Selbstversorgung des land-

wirtschaftlichen Betriebes i.S. des § 35 (1) 1 

BauGB dienen und diesem unmittelbar zu– und 

untergeordnet sind, soweit sie sich durch ihre 

Höhe und ihre Wirkung auf das Landschaftsbild 

nicht erkennbar vom Hofgebäude exponieren, 

sowie Kleinwindanlagen auf Dächern, 

 

12. die Anlage innerbetrieblicher Viehtriebswege 

und Wege mit ausschließlich landwirtschaftlicher 

Nutzung. 

 

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirt-

schaftliche Bodennutzung nach den Grundsätzen 

der guten fachlichen Praxis (§ 5 Abs. 2 BNatSchG). 
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Ausnahme der in § 3 dieser LSG-VO genannten 

Verbote, Bewirtschaftungsformen, die hiervon 

abweichen, bedürfen der vorherigen Zustimmung 

der unteren Naturschutzbehörde, 

 

14. mit der Naturschutzbehörde abgestimmte 

oder von der Naturschutzbehörde angeordnete 

Maßnahmen, die dem Schutz, der Erhaltung, der 

Pflege oder der Entwicklung des Landschaft-

sschutzgebiets dienen, 

 

15. die in § 5 BNatSchG genannten Nutzungen 

im Rahmen der Land-, Forst- und Fischereiwirt-

schaft unter den dort aufgeführten Maßgaben, 

mit Ausnahme der in § 3 dieser LSG-VO genann-

ten Verbote sowie 

 

16. Maßnahmen des Deichschutzes in der gem.  

§ 16 NDG festgelegten Deichschutzzone unter 

Berücksichtigung von § 34 BNatSchG in Verbin-

dung mit § 26 NAGBNatSchG. 

 

(2) Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd bleibt 

unberührt. Aufgrund der besonderen Schutzerfor-

dernisse in diesem Landschaftsschutzgebiet ist die 

Beachtung der Regelungen des § 20 Bundesjagdge-

setz von besonderer Bedeutung. Die Neuanlage von 

Wildäckern, Wildäsungsflächen, Futterplätzen und 

Hegebüschen, dauerhaft fest mit dem Boden ver-

bundenen jagdwirtschaftlichen Einrichtungen (wie 

z.B. Hochsitzen) sowie anderen jagdwirtschaftlichen 

Einrichtungen in nicht ortsüblicher angepasster Art 

bedürfen der vorherigen Zustimmung des Landkrei-

ses Aurich. 

 

(3) Bestehende behördliche Genehmigungen, 

Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben, 

soweit dort nichts anderes bestimmt ist, von den 

Schutzbestimmungen dieser Verordnung unberührt. 

 

 

§ 5 

Befreiungen 

 

Von den Verboten dieser LSG-VO kann die Natur-

schutzbehörde nach Maßgabe des § 67 BNatSchG 

in Verbindung mit § 41 NAGBNatSchG Befreiungen 

gewähren. Eine Befreiung zur Realisierung von Plä-

nen oder Projekten kann gewährt werden, wenn sie 

sich im Rahmen der Prüfung nach § 34 BNatSchG in 

Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG als mit dem 

Schutzzweck dieser LSG-VO vereinbar erweisen und 

die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 und 5 

BNatSchG erfüllt sind. Bei Erteilung von Befreiungen 

sind zur Sicherung der Schutzziele Nebenbestim-

mungen zulässig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bewirtschaftungsformen, die hiervon abweichen, 

bedürfen der vorherigen Zustimmung des Landkrei-

ses Aurich als untere Naturschutzbehörde. 

 

(4) Freigestellt sind mit dem Landkreis Aurich als 

zuständiger Naturschutzbehörde abgestimmte oder 

von der zuständigen Naturschutzbehörde angeord-

nete Maßnahmen, die dem Schutz, der Erhaltung, 

der Pflege oder der Entwicklung des Landschaft-

sschutzgebiets dienen. 

 

(5) Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd bleibt 

unberührt, nicht jedoch die Neuanlage von: 

 

a) Wildäckern, Wildäsungsflächen, Futterplätzen 

und Hegebüschen, 

 

b) mit dem Boden fest verbundenen jagdwirt-

schaftlichen Einrichtungen (wie z. B. Hochsitzen) 

anderen jagdwirtschaftlichen Einrichtungen in 

nicht ortsüblicher landschaftsangepasster 

 

Für die Neuanlage ist die vorherige Zustimmung des 

Landkreises Aurich als untere Naturschutzbehörde 

einzuholen. 

 

(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischerei-

liche Nutzung der Gewässer in der bisherigen Art 

und im bisherigen Umfang innerhalb der Uferberei-

che unter größtmöglicher Schonung insbesondere 

der Qualität der Gewässer als Bruthabitat für die 

entsprechenden in § 2 Abs. 5 sowie im Anhang die-

ser Verordnung genannten Vogelarten. 

 

(7) Freigestellt sind Maßnahmen des Deichschut-

zes in der gem. § 16 NDG festgelegten Deichschutz-

zone unter Berücksichtigung von § 34 BNatSchG in 

Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG. 

 

 

 

§ 5 

Befreiungen 

 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die zu-

ständige Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 

67 BNatSchG in Verbindung mit § 41 NAGBNatSchG 

Befreiungen gewähren. Eine Befreiung zur Realisie-

rung von Plänen oder Projekten kann gewährt wer-

den, wenn sie sich im Rahmen der Prüfung nach § 

34 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG 

als mit dem Schutzzweck dieser Verordnung verein-

bar erweisen und die Voraussetzungen des § 34 

Abs. 3 bis 5 BNatSchG erfüllt sind. Bei Erteilung von 

Befreiungen sind zur Sicherung der Schutzziele 

Nebenbestimmungen zulässig. 

 

 

§ 6 

Hinweise 

 

(1) Die Jagdausübung (i. S. von § 1 Abs. 4 und 5 

Bundesjagdgesetz) und die Fischerei (i. S. des Ab-

schnitts 1, §§ 1 bis 10 Niedersächsisches Fische-

reigesetz) werden nicht unmittelbar berührt. 

(2) Bestehende behördliche Genehmigungen, 

Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben, 

soweit dort nichts anderes bestimmt ist, von den 

Schutzbestimmungen dieser Verordnung unberührt.  
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§ 6 

Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen, Vertrags-

naturschutz 

 

(1) Zur Kennzeichnung sowie zur weiteren Informa-

tion über das Landschaftsschutzgebiet ist von den 

Eigentümern und sonstigen Nutzungsberechtigten 

das Aufstellen von Schildern zu dulden. 

 

(2) Dem Schutzzweck dienende Maßnahmen wer-

den - soweit erforderlich - in einem Maßnahmen- 

oder Bewirtschaftungsplan für das Landschaft-

sschutzgebiet dargestellt werden. 

 

(3) Weiter gehende, dem Schutzzweck dienende 

Regelungen können auf privatrechtlicher oder frei-

williger Basis mit der Naturschutzbehörde getroffen 

werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 7 

Fachgremium 

 

(1) Zur Beratung der Naturschutzbehörde bei der 

Umsetzung der in § 2 genannten Schutzziele wird 

ein Fachgremium gebildet. Die Berufung der Mitglie-

der und die Themenbehandlung liegen bei der Na-

turschutzbehörde. 

 

 

 

(2) Das Fachgremium wirkt insbesondere mit bei 

 

1. der Erarbeitung und Umsetzung von Planun-

gen und Pflege- und Entwicklungszielen und 

 

2. der Änderung oder Ergänzung dieser LSG-VO. 

 

Im Übrigen kann das Fachgremium weitere Planun-

gen und Maßnahmen anregen und Empfehlungen 

zur schutzzweckgerechten Entwicklung des Gebietes 

aussprechen. 

 

 

(3) Dem Fachgremium gehören neben der unteren 

Naturschutzbehörde je drei Vertreter der Landwirt-

schaft und der regional tätigen anerkannten Natur-

schutzvereinigungen sowie anlassbezogen je ein 

Vertreter der Stadt Norden an. 

 

(4) Das Fachgremium kann bei Ausnahmen nach § 

3 (2) und Befreiungen nach § 5 dieser LSG-VO betei-

ligt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

§ 7 

Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen, 

Vertragsnaturschutz 

 

(1) Zur Kennzeichnung sowie zur weiteren Informa-

tion über das Landschaftsschutzgebiet ist von den 

Eigentümern und sonstigen Nutzungsberechtigten 

das Aufstellen von Schildern zu dulden. 

 

(2) Dem Schutzzweck dienende Maßnahmen wer-

den - soweit erforderlich - in einem Maßnahmen- 

oder Bewirtschaftungsplan für das Landschaft-

sschutzgebiet dargestellt. 

 

(3) Der gesetzliche Rahmen für die Sicherung schüt-

zenswerter Teile von Natur und Landschaft durch 

vertragliche Vereinbarungen ist im Bundesnatur-

schutzgesetz festgelegt und soll ein wesentliches 

Instrument zur Umsetzung der Verpflichtungen aus 

der Vogelschutzrichtlinie sein (§ 3 Absatz 3, § 21 

Abs. 4 sowie § 32 Abs. 3 Satz 3). 

 

Die Vertragsvarianten werden entsprechend der 

vorhandenen Landesmittel mit festgelegten Laufzei-

ten angeboten. Neben den vom Land Niedersachsen 

aufgelegten Programmen besteht die Möglichkeit, 

durch andere Vertragsformen und Vertragspartner 

Schutzziele umzusetzen. 

Schwerpunkte für den Vertragsnaturschutz ergeben 

sich aus den Erhaltungszielen für das Vogelschutz-

gebiet. 

 

 

§ 8 

Fachgremium 

 

(1) Zur Beratung der zuständigen Naturschutzbe-

hörde über grundsätzliche Fragen des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege zur Verwirklichung 

der in § 2 genannten Schutzziele wird ein Fachgre-

mium gebildet. Die Berufung der Mitglieder und die 

Themenbehandlung liegen bei der zuständigen Na-

turschutzbehörde. 

 

(2) Das Fachgremium wirkt insbesondere mit bei 

 

1. der Erarbeitung und Umsetzung von Planun-

gen und Pflege- und Entwicklungszielen 

 

2. der Änderung oder Ergänzung dieser Verord-

nung 

 

3. das Fachgremium kann weitere Planungen 

und Maßnahmen anregen und Empfehlungen zur 

schutzzweckgerechten Entwicklung des Gebietes 

aussprechen. 

 

(3) Dem Fachgremium gehören neben der unteren 

Naturschutzbehörde je drei Vertreter der Landwirt-

schaft und der regional tätigen anerkannten Natur-

schutzvereinigungen, sowie anlassbezogen je ein 

Vertreter der jeweils betroffenen Kommune an. 

 

(4) Das Fachgremium kann bei Ausnahmen nach § 

3 (2) und Befreiungen nach § 5 dieser Verordnung 

beteiligt werden. 
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§ 8 

Verstöße 

 

(1) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 7 BNatSchG 

in Verbindung mit § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 

26 Abs. 2 BNatSchG. V. m. § 3 Abs. 1 dieser Verord-

nung Handlungen vornimmt, die den Charakter des 

Gebietes verändern oder dem besonderen Schutz-

zweck zuwiderlaufen. 

 

 

(2) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 7 BNatSchG 

in Verbindung mit § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG 

handelt zudem, wer den Verboten des § 3 Abs. 1 

dieser LSG-VO fahrlässig oder vorsätzlich zuwider-

handelt, ohne dass eine Ausnahme gern. § 3 Abs. 2 

oder eine Befreiung gem. § 5 dieser Verordnung 

erteilt worden ist bzw. ohne dass eine Freistellung 

gern. § 4 besteht. Dies gilt auch für ein Nichteinhal-

ten oder Nichterfüllen von Nebenbestimmungen, 

welche im Zuge von Ausnahmen oder Befreiungen 

aufgrund dieser Verordnung festgesetzt wurden. 

 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 69 

BNatSchG Abs. 7 in Verbindung mit § 43 Abs. 4 

NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 

Euro geahndet werden. 

 

(4) Unberührt bleiben weitergehende Strafbestim-

mungen und andere Bestimmungen über Ordnungs-

widrigkeiten. 

 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

Diese LSG-VO tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 

den Amtsblättern für den Landkreis Aurich in Kraft.  

Gleichzeitig tritt die LSG-VO AUR-20 „Neuwesteel" 

außer Kraft. 

 

Aurich, den 

 

 

Landkreis Aurich 

 

 

 

§ 9 

Verstöße 

 

(1) Ordnungswidrig gemäß § 69 Abs. 7 BNatSchG 

in Verbindung mit § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG 

handelt, wer den Verboten des § 3 Abs. 1 und 2 

dieser Verordnung fahrlässig oder vorsätzlich zuwi-

derhandelt, ohne dass eine Befreiung oder Zustim-

mung erteilt oder die erforderliche Abstimmung gem. 

§ 4 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a bis f mit der zuständi-

gen Naturschutzbehörde hergestellt wurde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 69 

BNatSchG in Verbindung mit § 43 Abs. 4 

NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 

Euro geahndet werden. 

 

(3) Unberührt bleiben Strafbestimmungen und 

andere Bestimmungen über Ordnungswidrigkeiten. 

 

 

 

§ 10 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-

kündung im Amtsblatt für den Landkreis Aurich in 

Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Rechtsvorschrift LSG – VO –

AUR 28 „Dammspolder“, Gemeinde Dornum vom 

04.07.1991 außer Kraft 

 

Aurich, den 22.09.2011 

 

 

Der Landrat 

 

Landkreis Aurich 

 

 


